
Lutheraner:
Versöhnung mit Friedenskirche

In einer auf der Vollversammlung des Luthe-

rischen Weltbundes (LWB) am 22. Juli 2010

in Stuttgart einstimmig verabschiedeten „Be-

schlussfassung zum lutherischen Erbe der

Verfolgung der Anabaptisten“ heisst es, lu-

therische Christen empfinden „tiefes Bedau-

ern und Schmerz über die Verfolgung der

Täufer durch lutherische Obrigkeiten und

besonders darüber, dass lutherische Refor-

matoren diese Verfolgung theologisch unter-

stützt haben“. 

Der historische Hintergrund der Erklä-

rung der Vollversammlung ist, dass mithilfe

theologischer Argumente, wie etwa von

Martin Luther und Philipp Melanchthon,

AnabaptistInnen im 16. Jahrhundert grausam

verfolgt und im Einzelfall auch hingerichtet

worden sind. Die AnabaptistInnen oder

Taufgesinnten werden von den heutigen

MennonitInnen als geistliche Vorfahren

angesehen. Der Dialog- und Versöhnungs-

prozess begann 1980, als aus Anlass des 450.

Jubiläums des Augsburger Bekenntnisses

VertreterInnen der mennonitischen Kirchen

die Frage einbrachten, wie sie sich an den

Gedenkveranstaltungen zur Feier des Be-

kenntnisses beteiligen könnten, das die ana-

baptistischen und die eigenen Lehren aus-

drücklich verurteilte. Das LWB-Exekutiv-

komitee brachte 1980 sein Bedauern über

den Schmerz und das Leid zum Ausdruck,

das die Verurteilungen ausgelöst hatten und

rief die LWB-Mitgliedskirchen auf, „unser

gemeinsames lutherisches Erbe in Dank-

barkeit und in Busse zu feiern“. 2002 grün-

dete der LWB-Rat zusammen mit der MWK

die Internationale lutherisch-mennonitische

Studienkommission, die den Bericht „Hei-

lung der Erinnerungen – Versöhnung in

Christus“ erarbeitete. Darauf aufbauend

bestätigte der LWB-Rat im Oktober 2009

einstimmig die Bitte um Vergebung. Auch

wenn weiterhin bedeutende theologische

Unterschiede bestünden, könnten diese nun

im Rahmen der Auseinandersetzung mit

dem Erbe der Verfolgung in einem neuen

Klima untersucht werden. Die Arbeit der

Studienkommission bildet die Grundlage für

die verabschiedete Erklärung.
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Bei der Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes (LWB) in Stuttgart bitten die
Lutheraner Gott und ihre mennonitischen Schwestern und Brüder um Vergebung wegen
der grausamen Verfolgung der Mennoniten im 16. Jahrhundert. Während des Bußgebetes
knieen der Präsident des LWB, Bischof Mark S. Hanson (li.), und der Generalsekretär des
LWB, Ishmael Noko ebenso wie viele andere Versammlungsteilnehmer nieder.
Die kleine Friedenskirche der Mennoniten ist der Hauptzweig der Nachfahren der
reformatorischen Täuferbewegung. Der mennonitische Weltverband hat das Versöhnungs-
angebot angenommen.
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AUS DEM INHALT

Lutherischer Weltbund:
– Palästinensischer Bischof zum

Präsidenten gewählt
– Atomare Abrüstung für 

den Kampf gegen Hunger
– Neue internationale

Finanzarchitektur gefordert
– Geldknappheit befördert

Oekumene

Weltgemeinschaft Reformierter
Kirchen:
Der Gerechtigkeit verpflichtet

Genf:
Gehen die Reformierten?

Anglikaner:
Traditionalisten gegen
Frauenordination

UNO-Umweltprogramm:
Einschneidende Reformen bei
Energie und Landwirtschaft nötig

Aus Netzen und Bewegungen

Bremen:
‚Kairos’-Dokument palästinensischer
Christen

Berlin:
Pfarrer gegen Imame

Rhein-Mosel-Saar:
„Fair Teilen statt Sozial Spalten“

Württemberg:
Landkarte zu Militär und Rüstung

Kairos Europa:
Welcher Weg zu zukunftsfähigem
Wirtschaften?

Oekumenische Initiative Eine Welt:
Wie wollen wir leben?

PLÄDOYER
Friedenskonvokation und
Klimagerechtigkeit

Versöhnungsbund/deutscher Zweig:
Die Ächtung des Krieges 
durchsetzen



Erklärung zum lutherischen Erbe der
Verfolgung der „Anabaptisten“

Wenn Lutheranerinnen und Lutheraner

sich heute mit der Geschichte der Bezieh-

ungen zwischen Lutheranern und Menno-

niten im 16. Jahrhundert und danach

beschäftigen, wie sie im Bericht der

Internationalen lutherisch-mennonitischen

Studienkommission dargestellt wird, emp-

finden sie tiefes Bedauern und Schmerz

über die Verfolgung der Täufer durch

lutherische Obrigkeiten und besonders dar-

über, dass lutherische Reformatoren diese

Verfolgung theologisch unterstützt haben.

Deshalb will der Rat des Lutherischen

Weltbunds im Namen der weltweiten luthe-

rischen Familie öffentlich sein tiefes

Bedauern und seine Betrübnis darüber zum

Ausdruck bringen.

Im Vertrauen auf Gott, der in Jesus

Christus die Welt mit sich versöhnte, bitten

wir deshalb Gott und unsere mennoniti-

schen Schwestern und Brüder um Verge-

bung für das Leiden, das unsere Vorfahren

im 16. Jahrhundert den Täufern zugefügt

haben, für das Vergessen oder Ignorieren

dieser Verfolgung in den folgenden Jahr-

hunderten und für alle unzutreffenden, irre-

führenden und verletzenden Darstellungen

der Täufer und Mennoniten, die lutheri-

sche AutorenInnen bis heute in wissen-

schaftlicher oder nichtwissenschaftlicher

Form verbreitet haben.

Wir bitten Gott, dass er unseren Ge-

meinschaften Heilung der Erinnerungen

und Versöhnung schenken möge.

Wir verpflichten uns,
� die lutherischen Bekenntnisschriften im

Licht der gemeinsam beschriebenen Ge-
schichte von Lutheranern und Mennoni-
ten zu interpretieren;

� dafür Sorge zu tragen, dass diese Ent-
scheidung des Lutherischen Weltbunds
Einfluss darauf hat, wie die lutherischen
Bekenntnisse an den Hochschulen und in
anderen Bereichen des kirchlichen Unter-
richts gelehrt werden;

� die Untersuchung von bisher ungelösten
Fragen zwischen unseren beiden Tradi-
tionen im Geist wechselseitiger Offenheit
und Lernbereitschaft fortzuführen, vor
allem was die Taufe und das Verhältnis
von Christen und Kirche zum Staat
betrifft;

� den gegenwärtigen Konsens, der in den
Erfahrungen unserer Kirchen über Jahr-
hunderte gewonnen worden ist, zu bekräf-
tigen, dass der Gebrauch der Staatsgewalt
zum Ausschließen oder Aufzwingen be-
stimmter religiöser Überzeugungen zu
verwerfen ist;

� uns dafür einzusetzen, dass Religions-
und Gewissensfreiheit in den politischen
Ordnungen und in den Gesellschaften
gewahrt und aufrechterhalten werden;

� unsere Kirchen und vor allem die Ortsge-
meinden anzuspornen, Wege zu suchen,

1976 bis 1979 als Assistenzpfarrer der

Evangelisch-Lutherischen Erlöserkirche in

Jerusalem und zwischen 1979 und 1998 als

Gemeindepfarrer in Beit Jala und Ramallah

tätig war.

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in

Jordanien und im Heiligen Land (ELKJHL)

wurde im 19. Jahrhundert von Deutschen

gegründet. Younan wurde 1998 als Bischof

in der Evangelisch-Lutherischen Erlöser-

kirche in Jerusalem eingeführt – als dritter

palästinensischer Bischof der Kirche. Die

ELKJHL gehört seit 1974 dem LWB an und

hat rund 3000 Mitglieder.

Atomare Abrüstung für den
Kampf gegen Hunger

Die Delegierten der Elften Vollversammlung

des Lutherischen Weltbundes (LWB) haben

die Mitgliedskirchen dazu aufgerufen, die

„Initiative für Globale Prioritäten“ zu unter-

stützen. Diese aktuelle internationale und

interreligiöse Kampagne verbindet die Forde-

rungen nach atomarer Abrüstung und huma-

nitären Anstrengungen. Die Initiative tritt

dafür ein, die US-amerikanischen und die

russischen Atomwaffenarsenale zu kürzen.

Dadurch könnten allein in den USA minde-

stens 13 Milliarden US-Dollar eingespart

werden. Das Geld soll dann in Massnahmen

zur Reduzierung von Kindersterblichkeit,

extremer Armut und Hunger sowie in Ge-

sundheitsvorsorge und Bildungsmaßnahmen

fliessen.

Die LWB-Vollversammlung verwies dar-

auf, dass weltweit pro Tag 25.000 Kinder an

vermeidbaren Ursachen sterben. Dazu zäh-

len der Mangel an Nahrung oder Krank-

heiten wie Malaria. Allein die USA gaben

2008 schätzungsweise 52 Milliarden US-

Dollar für ihr Atomwaffenarsenal aus. Die

USA und Russland besitzen 95 Prozent aller

Atomwaffen weltweit.

Wenn jährlich nur zehn Prozent Ein-

sparungen erreicht werden könnten, würde

das eine bedeutende Einnahmequelle für

Entwicklungsprogramme schaffen, heisst es

in der Begründung der Beschlussvorlage der

Vollversammlung. Dies würde auch dazu bei-

tragen, die Sympathien für den Terrorismus

zu bekämpfen. Gerade arme Gemeinwesen

und fragile Staaten wie Somalia, der Sudan,

die Demokratische Republik Kongo, der

um die Beziehungen zu mennonitischen
Gemeinden fortzuführen und zu vertie-
fen durch gemeinsame Gottesdienste und
Bibelstudien, durch gemeinsames huma-
nitäres Engagement und durch gemeinsa-
me Arbeit für den Frieden.“

Vergebungsbitte angenommen

„Wir sind tief bewegt von Ihrem Geist der

Busse und von Ihrer Bitte um Vergebung“

betonte Bischof Danisa Ndlovu aus Simbab-

we von der Mennonitischen Weltkonferenz

in einer Antwort auf die Erklärung des LWB.

„Wir glauben, dass Gott heute Ihr Bekennt-

nis gehört hat und Ihrer Bitte um Vergebung

entsprochen hat. Wir schliessen uns Gott

freudig und demütig an, Ihnen zu verge-

ben.“ Zugleich könnten die MennonitInnen

nicht an diesen Punkt kommen ohne die ei-

gene Sündhaftigkeit zu sehen, bekannte

Ndlovu. Im Namen aller MennonitInnen

überreichte er als Gegengabe zum Bussakt

der LutheranerInnen eine historische Schale,

wie sie in mennonitischer Tradition zur Fuß-

waschung verwendet wird. Die Versöh-

nungsfeier hat Auswirkungen auch in heuti-

ge Familiengeschichten; so war die Mutter

des LWB-Generalsekretärs Noko bis zu ihrer

Heirat Mennonitin.

Im Anschluss an die Verabschiedung der

Erklärung gingen die Teilnehmenden der

Vollversammlung und die mennonitischen

Gäste in einer von Gesang untermalten Pro-

zession zur Alten Reithalle neben dem Kon-

gresszentrum, um gemeinsam einen Buß-

gottesdienst zu feiern. In sechs persönlichen

und bewegenden Zeugnissen beschrieben

mennonitische und lutherische Teilnehmen-

de die Verfolgung und die heutigen Zeichen

von Vergebung und Hoffnung.

Palästinensischer Bischof zum
Lutheranerpräsidenten gewählt

Bischof Dr. Munib A. Younan von der Evan-

gelisch-Lutherischen Kirche in Jordanien

und im Heiligen Land (ELKJHL) ist zum

Präsidenten des Lutherischen Weltbundes

(LWB) gewählt worden. Der Lutherische

Weltbund vertritt etwa 70 Millionen Gläu-

bige. 

Die Delegierten der Elften LWB-Vollver-

sammlung wählten Younan mit großer

Mehrheit zum Nachfolger von Bischof Mark

S. Hanson, Leitender Bischof der Evange-

lisch-Lutherischen Kirche in Amerika

(ELKA).

Von den zum Zeitpunkt der Wahl 360 re-

gistrierten Delegierten aus 140 Mitglieds-

kirchen in 79 Ländern stimmten 300 Dele-

gierte für Bischof Younan. Der neue Präsi-

dent erhielt 23 Nein-Stimmen, 37 Delegierte

enthielten sich der Stimme.

Younan (59) wurde nach dem Theologie-

Studium in den USA und Finnland 1976 von

Bischof Daoud Haddad ordiniert. Er arbeite-

te als Jugendpfarrer und Lehrer, ehe er von
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Pfr. Dr. Munib A. Younan



Jemen oder Afghanistan, wo Armut und

Hunger die Entwicklung hemmen, sollten

unterstützt werden.

Wirtschafts- und
Klimagerechtigkeit

In einer öffentlichen Erklärung „Tägliches

Brot statt Habgier: Aufruf des LWB für

Wirtschafts- und Klimagerechtigkeit“ stellen

die Lutheraner fest: Als Kirchen leben wir

„im Griff eines unerbittlichen Strebens nach

grenzenlosem Fortschritt und Wohlstand,

das allzu oft von Habgier angetrieben wird“.

„Auch wir suchen Vorteile für uns selbst, auf

Kosten anderer. Auch wir leben unter der

Herrschaft der Sünde.“

„Doch gleichzeitig leben wir auch unter

der Herrschaft von Gottes Gnade, Barmher-

zigkeit, Gerechtigkeit und Großmut. Statt

Gefangene der Mächte und Gewalten zu

bleiben, die diese Welt beherrschen, sind wir

durch Christus befreit und durch den Hei-

ligen Geist gestärkt worden, um der inneren

Logik der persönlichen und systemimmanen-

ten Habgier zu widerstehen. Da wir aus die-

ser christlichen Freiheit heraus leben und

nicht aus Angst, sind wir in der Lage, den

Schleier von unseren Augen zu nehmen, um

zu sehen, unsere Ohren zu öffnen, um zu

hören, und unseren Willen zu befreien, um

zu handeln.“

„Wir werden die Herrschaft, die die

Kapitalakkumulation im gegenwärtigen wirt-

schaftlichen und politischen System über

Menschen und Erde ausübt, wie auch die

Praktiken eklatanter Habgier großer Unter-

nehmen und Finanzinstitutionen klar benen-

nen, analysieren und öffentlich verurteilen

und die Verantwortlichen, auch über unsere

Beziehungen mit anderen in der Communio,

für die Folgen ihres Tuns zur Rechenschaft

ziehen.“

„Wir kennen die Wechselbeziehungen zwi-

schen wirtschaftlichen und ökologischen Un-

gerechtigkeiten und werden unsere Stimme

dagegen erheben. So muss zum Beispiel der

Kohlenstoff basierte Energieverbrauch dra-

stisch reduziert werden, um die Tendenz zur

globalen Erwärmung zu reduzieren, und

zwar durch Maßnahmen, für die alle weltweit

Verantwortung übernehmen müssen. Die-

jenigen, die am meisten zu dem Problem

beigetragen haben, sollten den Großteil der

Kosten tragen, die durch die Anpassung an

den Klimawandel und die Milderung seiner

Folgen entstehen werden, insbesondere für

das Wohl derer, die den Auswirkungen des

Klimawandels am stärksten ausgesetzt und

schutzlos sind. Die reichsten Länder der

Welt müssen Verantwortung für die ökologi-

sche Schuld übernehmen, die sie verursacht

haben, und für die Katastrophen, die den

Kohlenstoffkolonialismus in den Entwick-

lungsländern perpetuieren.“

„Wir werden mit Angehörigen anderer Re-

ligionen und mit der übrigen Zivilgesell-

schaft gemeinsam Anstrengungen unterneh-

men, um die systemimmanente Habgier zu

erschüttern und Alternativen zu entwickeln,

die alle Menschen stärken und ihnen Leben

schenken.“

Neue internationale
Finanzarchitektur gefordert

Der Lutherische Weltbund hält an dem Ziel

fest, eine neue internationale Finanzarchi-

tektur, die auf Gerechtigkeit und der Ach-

tung von Menschenrechten und Umwelt ba-

siert, zu verwirklichen. Dies bekräftigten die

Delegierten am Dienstag, den 27. Juli in

Stuttgart in der „Öffentlichen Erklärung zu

illegitimen Schulden und der internationalen

Finanzkrise“.

„Schulden und das Finanzsystem, das sie

hervorgebracht und gleichzeitig auch die

aktuelle Krise verursacht hat, blockieren

nicht nur das Entwicklungspotenzial von

Millionen von Menschen, sondern verhin-

dern auch, dass sie überhaupt überleben

können“, heisst es in dem Papier. Die von

den reicheren Industriestaaten verursachte

Krise habe die Verschuldung verschärft.

Diese bleibe ein grosses Hindernis für die

Beseitigung von Armut und die Verwirk-

lichung der grundlegenden Menschenrechte

für alle Menschen.

Hingewiesen wird auf die dramatische

Zunahme der Zahl der Menschen, die in

extremer Armut leben. Allein 2009 sei deren

Zahl um 200 Millionen hoch geschnellt.

Gegenwärtig gebe es mehr als eine Milliarde

hungernder Menschen und über zwei

Milliarden Menschen, die keinen Zugang zu

sauberem Trinkwasser haben. Festgestellt

wird in dem Text, dass die bisher ergriffenen

Massnahmen zur Bewältigung der globalen

Finanzkrise für die Beseitigung ihrer wirk-

lichen Ursache nutzlos seien. Ausserdem

werden die neuen Fälle von Betrug und Kor-

ruption im Zusammenhang mit der Ver-

schuldung beklagt.

Vor diesem Hintergrund ruft die Vollver-

sammlung dazu auf, „mit Mut und Ent-

schlossenheit die Rolle, die die Kirchen im

Blick auf die ethisch-moralische Wegweisung

in Fragen wie Auslandsschulden und Wirt-

schaftsführung übernehmen sollten, anzu-

nehmen“.

Ebenso sollen Kirchen und Weltbund die

im Zusammenhang mit illegitimen Schulden

eingegangene Verpflichtung erfüllen und

vertiefen, und dabei auch die Ursachen und

Auswirkungen der aktuellen internationalen

Finanzkrise analysieren. Das heisst zum

Beispiel, in jedem Schuldvertrag die volle

und aktive Beteiligung der Bevölkerung des

Schuldnerlandes durchzusetzen.

Alle illegalen und illegitimen Schulden

sollten im Rahmen von Überprüfungen

(audits) aufgedeckt und annulliert werden,

forderten die Delegierten. Alle Regierungen

sowie alle öffentlichen und privaten Kredit-

geber sollten das Prinzip der gemeinsamen

Verantwortung akzeptieren. Die Rolle der

Zivilgesellschaft bei der Mobilisierung des

politischen Willens gelte es zu stärken, heisst

es weiter. Der Internationale Gerichtshof soll

um eine Stellungnahme ersucht werden, um

einen Rechtsrahmen für Kreditvergabe und

Verschuldung zu erhalten.

Geldknappheit befördert
Oekumene

Aufmerksamkeit verdient der Blick auf die

Finanzen der Lutheraner mit seinen Konse-

quenzen für ökumenische Zusammenarbeit.

Das gegenwärtige Budget des Lutherischen

Weltbundes beläuft sich auf rund 100 Milli-

onen US-Dollar, dazu kommen noch 20

Millionen für besondere Länderprogramme.

Der Finanzbericht verwies auf ein sich ab-

zeichnendes strukturelles Defizit. Daran än-

dert auch ein Stiftungsfonds mit 11 Millio-

nen USD noch nichts. Der hauseigene

Pensionsfonds für 96 aktive Mitglieder und

54 Rentner braucht weitere Absicherung.

Nicht mehr alle Vorhaben und Programme

werden vom Weltbund fortgesetzt werden

können. Die Organisation muss ihr Genfer

Büro umgestalten und verkleinern. 

Der Schatzmeister griff in seinem Bericht

den Vorschlag auf, bei einigen Tätigkeitsfel-

dern, die bisher in Genf angesiedelt waren,

die Arbeit zu dezentralisieren und teilweise

an Mitgliedskirchen zu delegieren. Der neue

Generalsekretär Martin Junge definierte in

Entsprechung dazu den Weltbund als „poly-

zentrisches Wesen“, das seiner Natur nach

viele Zentren habe.

Die Oekumene wird nun möglicherweise

durch Finanzknappheit auch bei dem auf

Eigenständigkeit bedachten und früher als

„Lutherischer Geldbund“ apostrophierten

Kirchenzusammenschluss befördert. Künf-

tige LWB-Vollversammlungen sollen – bei

gestärktem demokratischen Einfluss der teil-

nehmenden Delegierten, wie eine eigene

Resolution verlangt – mit anderen ökumeni-

schen Organisationen koordiniert werden

können. Dem läuft freilich eine Planung der

nächsten Vollversammlung für das Jahr 2017

mit der 500-Jahr-Feier des Thesenanschlags

von Martin Luther zuwider. Der wichtigste

mögliche Partner, der Oekumenische Rat

der Kirchen, hält seine kommende Vollver-

sammlung 2013 in Pusan/Südkorea und

wird allein aus finanziellen Gründen nicht

schon vier Jahre später in dieser Form erneut

zusammenkommen.

Immerhin regte der scheidende General-

sekretär Noko seinerseits an, Tagungen des

Rates des Lutherischen Weltbundes, also sei-
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nes kleinen Parlamentes, mit denen des Zen-

tralausschusses des Oekumenischen Rates

zusammenzulegen oder mit dem Rahmen-

programm der OeRK-Vollversammlung zu

verbinden.

Für andere Zusammenkünfte sollen – auch

aus Gründen der Klimagerechtigkeit – die

Möglichkeiten von Videokonferenzen syste-

matisch erprobt werden.

Im Finanzbericht wird schließlich noch die

Standortfrage gestellt, also ob Teile der

Zentrale des Weltbundes aus dem teuren

Genf an andere Lokalitäten verlegt werden

können. Das soll erwogen werden, ohne die

gegenwärtigen Vorteile zu vergessen, wie die

Synergien innerhalb des Oekumenischen

Zentrums und mit den in Genf ansässigen

UN-Organisationen, funktionierende Infra-

struktur, politische Stabilität, Einreisemög-

lichkeit und Rechtssicherheit in der neutralen

Schweiz mit ihrer starken reformatorischen

Tradition. Ähnliche Überlegungen stellt

parallel die neue „Weltgemeinschaft Refor-

mierter Kirchen“, Nachfolgerin des Refor-

mierten Weltbundes, an.

Mit einer teilweisen Dezentralisierung

würde dem sich mittlerweile im Süden des

Globus befindlichen zahlenmäßigen Schwer-

punkt der Mitgliedschaft Rechnung getragen

werden können.

Forderung nach
Frauenordination bekräftigt

Delegierte der Lutheranerversammlung be-

kräftigten die Forderung nach Frauenordi-

nation und forderten die Mitgliedskirchen

auf, sich erneut zu verpflichten, LWB-

Entscheidungen mit Blick auf die volle

Teilhabe von Frauen am Leben der Kirche

sowie in der Gesellschaft aufrichtig und

effektiv umzusetzen.

Die Mitgliedskirchen sollten die nötigen

kirchenrechtlichen Voraussetzungen schaf-

fen, damit Frauen als Ordinierte und Nicht-

Ordinierte Leitungspositionen in den Kir-

chen übernehmen. Sie baten die Kirchen, die

keine Frauen ordinieren, die Auswirkungen

ihres Nichthandelns auf die Frauen zu

bedenken, die somit ihrer „gottgegebenen

Berufung“ nicht nachkommen könnten.

„Der Schmerz dieses Ausschlusses und der

Verlust ihrer Gaben bedeuten Leiden und

Verlust für die ganze Kirche“, so die

Erklärung.

Der Rat und die LWB-Mitgliedskirchen

wurden ausserdem aufgerufen, einen klaren

Standpunkt gegenüber häuslicher Gewalt zu

beziehen, der das Recht eines jeden Men-

schen auf faire und respektvolle Behandlung

auch in seinem eigenen Zuhause berücksich-

tigt.

Problemvertagung

Es gibt eine anhaltende Kontroverse inner-

halb der 145 Mitgliedskirchen des LWB dar-

über, ob man gleichgeschlechtliche Lebens-

gemeinschaften segnen oder den kirchlichen

ren, der im 16. Jahrhundert maßgeblich die

Reformation in Genf einführte. Etwa 230

Kirchen aus 108 Staaten gehören dem neuen

Kirchenbund an, der sich vom 18.–28. Juni

2010 zu seinem Gründungskongress in

Grand Rapids im US-Bundesstaat Michigan

traf. Er vertritt etwa 80 Millionen Kirchen-

mitglieder.

Am Ende der einwöchigen Feiern und

Beratungen verabschiedete die Vereinigende

Generalversammlung Grundsätze und meh-

rere Erklärungen. Sie münden in die beiden

Schwerpunkte: „zur Gemeinschaft berufen,

der Gerechtigkeit verpflichtet“.

Die Generalversammlung diskutierte mit

einigen Kontroversen zur Umsetzung des

Themas Gerechtigkeit als einem der beiden

Schwerpunkte und als Teil der Identität und

Glaubwürdigkeit der reformierten Kirchen.

Trotz der langen, gründlichen Vorarbeit in

verschiedenen Kontinenten zeigten vor allem

die europäischen Delegierten Schwierigkei-

ten mit dem sprachlichen Stil und einigen

Äusserungen zum Begriff „Imperium“.

Nach intensiver Diskussion schlossen sich die

400 Delegierten aber mit kleinen Abänderun-

gen der Vorlage an. Zusätzlich beschlossen

sie, eine weltweite ökumenische Konferenz

für eine neue internationale Finanz- und

Wirtschaftsarchitektur zusammen mit ande-

ren kirchlichen Organisationen durchzufüh-

ren. 

Die Weltgemeinschaft Reformierter Kir-

chen beschloss die Arbeit für Gerechtigkeit,

aufbauend auf der Accra-Erklärung, weiter-

zuführen. Damit wurde Gerechtigkeit als

zweiter Schwerpunkt neben Gemeinschaft

von der Weltgemeinschaft festgelegt und

bestätigt.

Zusätzlich entschied sich die Versamm-

lung, eine weltweite ökumenische Konferenz

für eine neue internationale Finanz- und

Wirtschaftsarchitektur zusammen mit ande-

ren kirchlichen Organisationen durchzufüh-

ren. 

Die neue Weltgemeinschaft Reformierter

Kirchen beschloss dazu: 

1. Die Weltgemeinschaft Reformierter Kir-
chen bestätigt die zentrale Bedeutung der
Erklärung von Accra zum „Bund für
wirtschaftliche und ökologische Gerechtig-
keit“ (Accra-Bekenntnis 2004) als eines
der zwei Kernprinzipien der WRK neben
der Gemeinschaft. 

2. Die Weltgemeinschaft Reformierter Kir-
chen setzt die Bildungsarbeit in Bezug auf
die Accra-Erklärung und ihre Auswir-
kungen fort, inklusive der vielseitigen
Verpflichtungen zum Dialog zwischen
Kontinenten und der spezifischen Arbeit
für Klimagerechtigkeit und ökologische
Verantwortung. 

3. Die Weltgemeinschaft Reformierter Kir-
chen soll zusammen mit andern kirch-
lichen und ökumenischen Organisationen
wie dem OeRK eine globale ökumenische

Dienst von nicht-zölibatär lebenden Homo-

sexuellen als Pastoren oder in Leitungs-

ämtern ermöglichen kann. Der Streit wird

mit hoher Emotionalität geführt. In Nord-

amerika und in Europa, vor allem Nieder-

lande, Deutschland und Skandinavien akzep-

tieren Kirchen monogame gleichgeschlechtli-

che Beziehungen. Einige, wie die Kirche von

Schweden, dem größten Mitglied des LWB,

segnen gleichgeschlechtliche Partnerschaf-

ten. Die Erzbischöfin von Stockholm lebt

offen in einer lesbischen Partnerschaft. Die

zweitgrößte Mitgliedskirche, die tansanische,

betrachtet Homosexualität als Sünde. Eine

Reihe von lutherischen Kirchen mit funda-

mentalistischen Strömungen zeigen sich

besonders im Umfeld einer patriarchal ver-

fassten Gesellschaft oder eines starken Islam

nicht tolerant und verlangen ein generelles

Verbot von Homosexualität.

Der tansanische Bischof Malasusa hatte

gedroht, kein Geld von Kirchen zu akzeptie-

ren, die Homosexualität unterstützen. Er

zog seine Drohung nach einem Treffen im

Juni mit der Kirchenleitung der Evangelisch-

Lutherischen Kirche in Amerika zurück. Die

4,6 Millionen Mitglieder zählende ELKA ist

mit über einer Million Dollar größter Geld-

geber für die tansanischen Lutheraner.

Das Streitthema zeitigte zu Beginn der

Vollversammlung eine gespannte Athmo-

sphäre. Einige afrikanische Delegierte waren

„mit geballten Fäusten in ihren Hosen-

taschen“ angereist, wie ein afrikanischer

Bischof berichtete. Die Frage wurde jedoch

gleich in den einleitenden Berichten von

Generalsekretär Noko und Präsident Hanson

dadurch entschärft, dass sie auf einen bis

2012 laufenden Konsultationsprozess zu

Fragen von Sexualität, Ehe und Familie ver-

wiesen. Bis dahin sollte Geduld geübt wer-

den.

Hier wartet eine Aufgabe für den neuen

Generalsekretär, den chilenische Pfarrer

Martin Junge, und auch den Programm-

ausschuss für Theologie und Studien, zu des-

sen Vorsitzendem der württembergische

Bischof July gewählt wurde.

Für die Dauer der Vollversammlung wurde

das Thema in einem Verhaltenskodex in

Bezug auf sexuelle Belästigung noch zwi-

schengelöst, in dem es in der Präambel heißt,

„die grundlegenden Menschenrechte müssen

ohne jegliche Diskriminierung und ungeach-

tet von … sexueller Orientierung … respek-

tiert werden“.

Neue Weltgemeinschaft
Reformierter Kirchen:
Zur Gemeinschaft berufen, der
Gerechtigkeit verpflichtet

Eine neue Weltgemeinschaft Reformierter

Kirchen (WRK) ist aus dem Zusammen-

schluss des Reformierten Weltbundes und

dem traditioneller ausgerichteten Refor-

mierten Oekumenischen Rat entstanden.

Beide wollen das Erbe von Calvin fort füh-
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Konferenz vorbereiten, die Rahmenbedin-
gungen und Kriterien für eine neue inter-
nationale Finanz- und Wirtschaftsarchi-
tektur vorschlagen soll. Sie soll die Grund-
sätze von wirtschaftlicher, sozialer und
Klimagerechtigkeit berücksichtigen und
der Gier Grenzen setzen. 

4. Die Weltgemeinschaft Reformierter Kir-
chen betont, dass Gerechtigkeit alle Men-
schen einschließt und deshalb die Leitung
und das Büro der WRK in ihrer ganzen
Arbeit jeden Menschen, ob Mann oder
Frau, jung oder alt, mit oder ohne
Behinderungen und speziell Minderheiten
und marginalisierte Gruppen einschliessen
muss. 

Noch ein weiteres Thema war umstritten: die

Ordination von Frauen als Pfarrerinnen. Hier

zeigten etliche vor allem der neuen

Mitgliedskirchen Vorbehalte. Man einigte

sich in Rücksicht auf den eben erst vollzoge-

nen Zusammenschluss darauf, dass die WRK

lediglich „die Ordination von Frauen för-

dern“ soll und strich das Ziel, dass die

Ordination von Frauen einmal Bedingung

für die Mitgliedschaft in der WRK sein soll. 

Zur neuen Weltgemeinschaft Reformierter

Kirchen zählen 80 Millionen Mitglieder in

230 Kirchen in 108 Ländern.

Der Sitz und das Büro der neuen Welt-

gemeinschaft werden – wie das Büro des bis-

herigen Reformierten Weltbunds (RWB) – in

Genf sein. Generalsekretär ist Dr. Setri Nyo-

mi, Ghana, bisher Generalsekretär des RWB. 

Teure Stadt: 
Verlassen die Reformierten
Genf?
Der organisatorische Sitz der Weltgemein-

schaft Reformierter Kirchen (WRK), sollte

nach den Vorschlägen von Pfr. Wesley Gran-

berg-Michaelson, dem Generalsekretär der

Reformed Church in America, aus Genf weg

verlegt werden. Die Schweizer Stadt sei einer

der teuersten Plätze der Welt. Es stünde

einer Kirchengemeinschaft, die sich für welt-

weite Gerechtigkeit einsetze, schlecht an, ihr

Hauptquartier an einem so offensichtlich

wirtschaftlich privilegierten und kostspieli-

gen Platz zu unterhalten. Die Verlegung aus

Genf wäre ein Zeichen der Solidarität mit

den Mitgliedskirchen, die überwiegend aus

dem ärmeren Süden der Welt stammen. 

Der neue Präsident der WRK, der Südafri-

kaner Pfr. Jerry Pillay, wies vor Journalisten

darauf hin, dass dieses Problem unter Kos-

tengesichtspunkten sorgfältig geprüft werden

müsse. Pillay erklärte, er wolle mit den Mit-

gliedskirchen zusammen prophetisch sein,

solidarisch mit den Bedürftigen und stärker

auf Wandel und Veränderung hin arbeiten,

ob nun politisch, sozial oder wirtschaftlich:

„Das ist für mich Mission“, so Pillay, der in

Kapstadt über eine Theologie der Ent-

wicklung promoviert hat.

Der Sitz der WRK ist gegenwärtig im

Oekumenischen Zentrum von Genf, wo

auch der Lutherische Weltbund und der

Weltkirchenrat beheimatet sind. Die ökume-

nischen Organisationen in Genf würden sich

alle der Frage zuwenden müssen, wann und

wohin sie ihren Sitz verlegen, meinte

Granberg-Michaelson: „Ich hoffe, die WRK

ist die erste, die hier Entscheidungen trifft.“

Eine Arbeitsgruppe, zu der auch er gehörte,

hatte Johannesburg (Südafrka), Accra

(Ghana) oder Hong Kong vorgeschlagen. Er

schlug vor, 2014 über diese Frage neu zu

reden, nachdem sie wegen des Zusam-

menschlusses der reformierten Dachverbände

erst einmal vertagt worden war. „Wenn

Südafrika eine Weltmeisterschaft ausrichten

kann, wird es wohl in Lage sein, die Büros

der WRK zu beherbergen“, so Granberg-

Michaelson.

Anglikaner:
Traditionalisten gegen
Frauenordination
Die Weihe von Frauen zu Bischöfinnen spal-

tet auch nach der Generalsynode der

Anglikaner weiter diese weltweite Kirchen-

gemeinschaft. Der Erzbischof von Canter-

bury, Rowan Williams, das geistliche Ober-

haupt der Anglikaner, meinte, die Kirche

habe noch immer nicht alle Herausfor-

derungen gelöst, die sich im Zusammenhang

mit der Weihe von Frauen zu Bischöfen ergä-

ben. 

Die Synode wies am 10. Juli 2010 einen

Vorschlag von Williams und des zweithöch-

sten Geistlichen der Kirche, Erzbischof John

Sentamu, zurück, der beide Gruppen, Be-

fürworter und Gegner befrieden wollte.

Williams erklärte, er sei weiter bestrebt, die

anglikanische Kirche zusammen zu halten

und ein Auseinanderbrechen zu vermeiden.

In einem Beitrag der vatikanischen Tages-

zeitung „L’Osservatore Romano“ vom 14.

Juli hieß es zum Verlauf der Synode in York,

der von Williams gemachte Vorschlag habe

offensichtlich die großen Unterschiede in der

Gemeinschaft unterschätzt. Die Mitglieder

der Synode stimmten am 12. Juli dafür,

Frauen zu Bischöfen zu weihen, die Ent-

scheidung muss nun auf den 43 Diözesan-

synoden und auf einer weiteren General-

synode 2012 bestätigt werden. 

Traditionelle Kreise haben bereits damit

gedroht, die Kirche zu verlassen, obwohl die

Entscheidung noch nicht endgültig getroffen

ist. 

Verschiedene innerkirchliche Gruppen

zeigten sich allerdings unzufrieden mit dem

Beschluss. Unter Umständen würden sich

einige Gruppen stärker an Kirchen anlehnen

wie die anglikanische Kirche von Nigeria,

oder andere Gruppen weitere Nähe zu

römisch-katholischen Kirche suchen, hieß es

aus konservativen Kreisen der Teilnehmer.

Nach kirchlichen Angaben haben nach der

Zulassung von Frauen zum Priesteramt im

Jahr 1994 insgesamt 441 Geistliche die

Church of England verlassen.

Russische Orthodoxie und
OeRK:
Spannungen und Gespräche
Der neue OeRK-Generalsekretär Pfr. Olav

Fykse Tveit ist im Juni 2010 in Moskau 

mit dem russisch-orthodoxen Patriarchen

Kyrill I. und anderen Vertretern seiner Kirche

zusammengetroffen. Tveit war aus Anlass der

Eröffnungssitzung des „Ständigen Komitees

über Konsens und Kooperation“ des OeRK

in die russische Hauptstadt gekommen. Die

Tagung fand auf Einladung der russisch-

orthodoxen Kirche dort statt. Das Komitee

diskutierte die Frage der Teilnahme der

orthodoxen Kirche an der Arbeit des Welt-

kirchenrates. Die russisch-orthodoxe Kirche

ist die größte Mitgliedskirche des OeRK.

Für Tveit, einen norwegischen Lutheraner,

haben die Beziehungen zur orthodoxen Welt

hohe Priorität. Innerhalb der OeRK stehen

beide Organsiationen vor großen Heraus-

forderungen. Spannungen bestehen beson-

ders bei Fragen der Homosexualität und der

Rolle von Frauen. In beiden Bereichen sind

die liberalen Positionen vieler protestanti-

scher Kirchen für die Orthodoxen schwer zu

akzeptieren. Tveit erklärte gegenüber

Journalisten, der OeRK habe zu einer Reihe

von Einzelthemen noch keine gemeinsame

Meinung, die ja auf dem Prinzip des

Konsenses beruhen müssten. Etliche Mit-

gliedskirchen nähmen Positionen ein, die

zum Teil weit auseinander liegen würden.

Honkong:
Wenig Interesse für die soziale
Dimension
Demokratischer Fortschritt und Menschen-

rechte stehen nach einer Untersuchung am

Ende einer Liste der Prioritäten für die

Kirche in Hong Kong. 

Von 1142 chinesischsprachigen Gemein-

den in der Stadt, haben zwischen 2007 und

2009 nach einer Untersuchung des Church

Renewal Movement (CRP) nur 20,6%

Programme gehabt, die sich mit sozialen

Fragen befaßten. Soziale Belange lagen damit

auf Platz 17 von 20, vor der Programmen

zur Heilung der Seele (11,2%) und

Kirchenneubau (2,1%). Nach Angaben des

Generalsekretärs des CRP, Pfr. Wu Chi Wai,

sei das geringe Interesse an diesen Fragen in

den letzten Jahren ein ungesundes Phäno-

men. Die meisten Kirchen hätten Pro-

gramme zum Religionsunterricht (88,5%)

und Bibelstudium (81,98%), so die alle fünf

Jahre durchgeführte Untersuchung. Nach

den Ergebnissen der Befragungen rangieren

individuelle vor den sozialen Tugenden,

unter den sozial engagierten Gemeinden wa-

ren die vordringlichen Themen 2008–2009

die Finanzkrise (63,9%) und die Porno-

graphie (54,3%). Demokratische Entwick-

lung (5,7%), Menschenrechte (5,2%), und

AIDS (3,3%) rangierten am Ende der Liste.

75,1% der Kirchen engagierten sich in der

Nothilfe, während nur 1,9% anwaltschafliche
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Eingaben an die Regierung machten. Nach

Wu’s Einschätzung vermieden die Geist-

lichen kontroverse Themen. Nur 3,5% der

Gemeinden kümmerten sich vorrangig um

ethnische Minderheiten, für 81,9 % standen

die Angehörigen der eigenen Gemeinde im

Vordergrund des Interesses. Von den sieben

Millionen Menschen in Hong Kong besu-

chen 292.000 wöchentlich einen Gottes-

dienst.

UNO-Entwicklungsprogramm:
Neuer multidimensionaler
Armutsindex
Ein neuer „Multidimensionaler Armuts-

Index“ wurde von der Oxford Poverty and

Human Development Initiative (OPHI) der

Universität Oxford und dem Human 

Development Report Office des UN-

Entwicklungsprogramms (UNDP) vorge-

stellt, der ein „multidimensionales“ Bild der

Menschen in absoluter Armut vermitteln

soll. Für die Messung von Armut wurden

Indikatoren ausgearbeitet, die nicht nur das

Haushaltseinkommen sondern auch Fak-

toren wie Bildung oder Gesundheit mit ein-

beziehen.

Die neue Maßzahl, der Multidimensionale

Armutsindex (MPI: Multidimensional Po-

verty Index), wurde von der OPHI mit

Unterstützung des UNDP entwickelt und

wird in der kommenden Jubiläumsausgabe

des Human Development Report (HDR),

dem 20. Bericht, enthalten sein. Der MPI

wird den Human Poverty Index ersetzen,

den die Human Development Reports seit

1997 einmal pro Jahr veröffentlichten.

Während bisher die Lebenserwartung, die

Analphabetenrate, der Zugang zu Gesund-

heitsdiensten und sauberem Trinkwasser

sowie der Prozentsatz untergewichtiger Kin-

der zählte, kann der MPI ein noch genaueres

Bild der in Armut lebenden Menschen zei-

gen. Anhand von zehn Indikatoren werden

drei kritische Dimensionen von Armut auf

der Ebene der einzelnen Haushalte beleuch-

tet: Bildung, Gesundheit und Lebensstan-

dard. Mangelmessungen betreffen unter

anderem auch den (Nicht-) Zugang zu

öffentlichen Dienstleistungen wie Wasser-

und Stromversorgung sowie mangelnde

Hygiene. Zudem wird die Versorgung mit

wichtigen Haushaltsartikeln und Dienstleis-

tungen, wie der Besuch eines Arztes, mit ein-

bezogen.

„Die Messungen werden in 104 Entwick-

lungsländern vorgenommen und beziehen

sich somit auf 78% der Weltbevölkerung“,

erklärt Dr. Jeni Klugman, Direktorin des

UNDP Human Development Report Office

und Hauptautorin des diesjährigen Berichts

für menschliche Entwicklung. Mit dem MPI

sei eine viel umfassendere Messung von

Armut möglich, als es die traditionelle

Formel der Weltbank erlaube. Nach deren

Definition gilt im globalen Maßstab als arm,

wer weniger als 1,25 US-Dollar pro Tag zum

Überleben zur Verfügung hat.

International Panel für Sustainable Resource

Management (Internationaler Ausschuss für

nachhaltiges Ressourcenmanagement) im

Juni veröffentlicht wurde.

Mit der Studie sollten Aktivitäten unter-

sucht werden, die überproportional zu

Umweltproblemen beitragen. Sie stellt fest,

dass „zwei Bereiche derzeit einen unverhält-

nismäßig hohen Einfluss auf die Menschen

und die lebenserhaltenden Systeme des

Planeten haben – das sind der Energiebereich

in Form fossiler Brennstoffe sowie die

Landwirtschaft, insbesondere die Viehzucht

für Fleisch und Milchprodukte“, so Achim

Steiner, Untergeneralsekretär der UNO und

UNEP-Exekutivdirektor.

Dem Bericht zufolge fallen 70% des welt-

weiten Süßwasserverbrauchs und 38% der

gesamten Landnutzung auf die landwirt-

schaftliche Produktion. Sie ist eine entschei-

dende Ursache für Umweltprobleme, bei-

spielsweise für den Verlust von Lebensräu-

men, den Klimawandel und die Umweltver-

schmutzung. Gleichzeitig wird auch die Ver-

wendung fossiler Brennstoffe als Hauptur-

sache für ökologische Probleme hervorgeho-

ben, vor allem für den Klimawandel und

andere mit Emissionen verbundene Auswir-

kungen.

Der Bericht widerspricht der Auffassung,

dass größerer Wohlstand zu ökologischen

Verbesserungen führen würde. „Im Falle von

CO2-(Kohlendioxid)-Emissionen führt die

Verdoppelung des Wohlstands normaler-

weise zu einer Erhöhung der Umweltbe-

lastung um 60% bis 80%. In den Schwellen-

ländern fällt dieser Anstieg manchmal sogar

noch höher aus“, erklärte der Ko-Vorsitzen-

de des für die Studie verantwortlichen Aus-

schusses, Ernst von Weizsäcker.

„Was Lebensmittel betrifft, sorgt ein stei-

gender Wohlstand für eine Verschiebung der

Ernährungsgewohnheiten hin zu mehr

Fleisch- und Milchprodukten. Vieh ver-

braucht heutzutage einen Großteil des ange-

bauten Getreides und somit eine große

Menge des Süßwassers sowie an Dünge- und

Pflanzenschutzmitteln, die mit dem Anbau

in Verbindung stehen“, fügte er hinzu.

Der Ausschuss weist darauf hin, dass letzt-

lich die privaten Haushalte für viele Umwelt-

folgen verantwortlich sind. „In den meisten

Ländern bestimmt das Konsumverhalten der

Haushalte zu 60% oder mehr die Auswirkun-

gen des Produktlebenszyklus durch den

Endverbrauch“, so der Bericht. Zur Frage

der Ernährung empfiehlt der Bericht eine

deutliche Verschiebung weg von tierischen

Proteinen hin zu mehr pflanzlicher Kost.

Als ein Ziel haben sich die Verfasser der

UNEP-Studie gesetzt, Wirtschaftswachstum

und Umweltzerstörung zu entkoppeln.

Weitere Informationen: International Panel for

Sustainable Resource Management

www.unep.fr/scp/rpanel/

Mit den neuen genaueren Bewertungskri-

terien für Armut muss auch die Anzahl der

Menschen nach oben korrigiert werden, die

in extremer Armut leben. Die Analyse aus

104 Ländern ergab, dass nach den Kriterien

des MPI rund 1,7 Milliarden Menschen als

„multidimensional arm“ bewertet werden

können. Das übersteigt den bisherigen Wert

von 1,4 Milliarden Menschen, die mit weni-

ger als 1,25 US-Dollar am Tag auskommen

müssen. Jenseits der neuen Indikatoren blei-

be der politische Wille der entscheidende

Schlüssel zur Überwindung von extremer

Armut, resumierte ein Sprecher der UN-

Millenniumkampagne.

Die Ergebnisse in den untersuchten Ländern sind über

eine Weltkarte abrufbar (www.ophi.org.uk/policy/

multidimensional-poverty-index/).

OeRK – Generalsekretär:
Der Klimawandel hilft erkennen,
dass wir „eine Menschheit“ sind
„Der Klimawandel hilft zum Bewußtwerden,

dass die Menschen überall Teil der einen

Menschheit sind, und bringt so Kirchen

zusammen, um gegen die Bedrohung anzu-

gehen“, erklärte der Generalsekretär des

Oekumenischen Rates der Kirchen.

„Wir können nicht behaupten, dass das

Leben auf dem Planeten nur für einige von

uns bestimmt sei. Es ist Sache von uns allen:

wenn dieser Planet bedroht ist, sind wir alle

bedroht.“ Seine Überzeugung formuliert

Generalskretär Olav Fykse Tveit in einem

Beitrag für die „Ecumenical Review“, Genf.

Die aktuelle Ausgabe unter dem Titel

„Kirchliches Eintreten für Schöpfung und

Klimagerechtigkeit“ erscheint als Reaktion

auf das Scheitern der UNO- Klimaverhand-

lungen in Kopenhagen im vergangenen

Dezember.

„Auf völlig ungeplante Weise schweißt uns

die Klimakrise als Menschheit zusammen. Sie

bringt uns auch zusammen als eine Gemein-

schaft von Gläubigen, als eine Kirche“

schreibt Tveit, der seinen Posten im OeRK in

Januar antrat. „Wir sind berufen, davon

Zeugnis zu geben, was es heißt, eine

Menschheit zu sein“, fügt Tveit hinzu. Pfr.

Martin Robra, Direktor des OeRK-Pro-

gramms „Oekumene im 21. Jahrhundert“,

unterstreicht in dem Heft, die Kir-chen seien

gut gerüstet, auf langfristige Bedürfnisse des

Planeten hinzuweisen. Die Politik bleibe oft

in kurzfristigen Problemen stecken.

The Ecumenical Review, Churches Caring for Creation,

Geneva, World Council of Churches and Wiley

Blackwell. ISSN 1758-6623

UNO-Umweltprogramm:
Reformen bei Energie und
Landwirtschaft nötig
Für eine zukunftsfähige Welt müssen die

Energie- und Agrarsektoren drastisch refor-

miert werden – so lautet die Erkenntnis der

UNEP (Umweltprogramm der Vereinten

Nationen) in einem neuen Bericht, der vom
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Die Bewegung des fairen Handels nahm vor

40 Jahren in der kirchlichen Jugendarbeit

ihren ökumenischen Anfang. Kirche und

öffentliche Hand sind in Bremen in Bezug

auf ökofaire Beschaffung auf einem gemein-

samen Weg. Die Bremische Evangelische

Kirche ist Teil des Netzwerkes „Zukunft ein-

kaufen“ und hat die entwicklungspolitische

Klimaplattform „Klimagerechtigkeit“ unter-

schrieben. Ein Workshop am 29. September

im forum Kirche wird zusammentragen, wel-

chen Beitrag die kirchlichen Akteure für die

Hauptstadtbewerbung einbringen können.

UWE IHSSEN

Oekumenische Initiative Bremen, forum Kirche

Hollerallee 75, 28209 Bremen, Tel.: 04 21/3 4615 36

0421/34615 38, www.oekumenische-initiative.de

. Niedersachsen

Abschiedsfest mit Ausblick

Am Ende eines längeren Diskussionsprozes-

ses haben sich die Mitglieder des bisherigen

Oekumenischen Netzes Niedersachsen ent-

schieden, ab Herbst diesen Jahres zu kleinen

weiteren Netztreffen einladen zu wollen. Die

Anliegen von Gerechtigkeit, Frieden und

Bewahrung der Schöpfung bleiben bestehen.

Aber die Zahl derer nimmt ab, die noch zu

den Treffen kommen können. Auch liege vie-

les inzwischen in der hannoverschen Landes-

kirche in guten Händen. 

Alle, die zu irgendeiner Zeit im OeNN

aktiv waren oder es bis heute sind, sind noch

einmal zu einem Treffen eingeladen. Es soll

ein Wiedersehen werden, in dem über die

Fragen: „Was hat uns bewegt, was haben wir

bewegt oder nicht bewegt und was bewegt

uns heute?“ während eines Abschiedsfestes

ein Austausch stattfinden soll mit Musik und

Liedern, Begegnungen, Erinnerungen und

Visionen sowie einem Feierabendmahl.

Dieses Abschiedsfest soll am Samstag, dem

18.09.2010 von 11–18 Uhr im Oekumeni-

schen Gemeindezentrum Hannover-Mühlen-

berg stattfinden.

Ein erster Themenabschnitt steht an die-

sem Tag unter der Leitfrage: „Was hat uns

bewegt – was haben wir bewegt?“ mit einem

Podium zu den drei Phasen der Netzarbeit –

Gründungsphase, Hauptaktivitätsphase, letz-

te Jahre – mit wechselnden Zeitzeugen, Zwi-

schenmusik und Liedern. 

Ein zweiter Abschnitt widmet sich „27 Jah-

re OeNN – eine Erfolgsgeschichte“ mit Vor-

stellung und Besichtigung einer Ausstellung

mit Dokumenten und Erinnerungsstücken. 

Dann folgen unter dem Motto „Wo stehen

wir jetzt? Was hat sich verändert? Was ist

jetzt dran? Wie und wo bringe ich mich in

Zukunft ein?“ Gespräche in drei Gruppen zu

den Themen Gerechtigkeit, Frieden und

Bewahrung der Schöpfung. Die dritte Runde

gilt dem Ausblick, nämlich auf „Neue Orte

für bleibende Themen: Angebote des „Ar-

beitskreises Konziliarer Prozess“ für künftige

Vernetzung“ – etwa auch unter Nutzung ei-

nes Internetauftritts – und weiteres Engage-

ment. Den Abschluss bildet ein Feier-

abendmahl. Für alle, die auch am Sonntag,

dem 19.09.2010 noch dabei sein können, ist

der Besuch des ökumenischen Gottesdienstes

zum Schöpfungstag in der Marktkirche von

Hannover als Ausklang gedacht.

Dr. Günther Overlach, Am Lindenhofe 18

30519 Hannover, 0511/8 487108

g.g.j.overlach@t-online.de

. Berlin

Fußballspiel Pfarrer-Imame 

Die Arbeit des Oekumenischen Rates Berlin-

Brandenburg (OeRBB) an seinem Leitbild

ist im Frühsommer abgeschlossen worden.

Es steht nun in mehreren Sprachen auf der

ebenfalls erneuerten Homepage des OeRBB.

Der Verabschiedung des Leitbildes gingen

ausführliche Diskussionen in mehreren Run-

den voraus, um gemeinsam zu klären, wer

wir sind, wofür wir stehen und was unsere

Aufgaben sind. Auch die regelmäßigen

Veranstaltungen wie Gebetswoche für die

Einheit der Christen, Nacht der Offenen

Kirchen, Berliner Fest der Kirchen, Fußball-

spiel Pfarrer-Imame fanden ihre Aufnahme

im Leitbild, das Orientierung für die nächste

Zeit bieten soll, ohne neue Aufgaben und

Ideen auszuschließen.

In der Pfingstnacht feierten wir die 10.

„Nacht der Offenen Kirchen“ mit großer

medialer Aufmerksamkeit, einem feierlichen

Gang durch die Stadtmitte zum Berliner

Dom. Dort folgte auf eine Andacht zum

Thema „Hoffnung“ mit Hoffnungssymbo-

len von Jugendlichen auch ein schwungvolles

Chorkonzert des Internationalen Konventes

fremdsprachiger Gemeinden, das alle Be-

sucher begeisterte.

Mit dem Angebot eines Themas für die

„Nacht der Offenen Kirchen“ und einem

Vorbereitungs-Workshop, der methodische

und inhaltliche Impulse anbot, wurden erste

Schritte zu einer Weiterentwicklung des

Konzeptes für die „Nacht der Offenen Kir-

chen“ getan, denen nun weitere folgen sol-

len. Dabei wollen wir auch von den Erfah-

rungen anderer „Nächte der Offenen

Kirchen“ profitieren. Wir sind für entspre-

chende Hinweise und Erfahrungsberichte

dankbar. Schon der Blick ins Internet mach-

te manche interessante Idee Anderer deut-

lich.

. Bremen

‚Kairos’-Dokument palästinensischer
Christen

Die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem

Dokument Anfang Juni wurde überlagert

durch die Geschehnisse um die geenterten

Schiffe durch die israelische Armee. Einver-

nehmen bestand hinsichtlich der politischen

Forderungen eines Rückzugs Israels aus den

besetzten Gebieten und einer Beendigung

der Blockade des Gazastreifens. Der im

Kairos-Dokument geforderte Boykott der

Waren der israelischen Siedler in den besetz-

ten palästinensischen Gebieten wurde unter-

schiedlich bewertet. Auch die EU-Ebene

wurde wegen der nicht stringent kontrollier-

ten Zollregelungen in der Deklaration israe-

lischer und aus besetzten Gebieten stammen-

der Produkte als verantwortlicher Adressat

politischer Aktion benannt. Eine Boykott-

aktion müsste sich im deutschen (Ge-

schichts-) Kontext mit dem Vorwurf der

Nähe zur Naziparole „Kauft nicht bei Juden“

auseinandersetzen. Übereinstimmend war

die Zielrichtung, dass das komplexe

Konfliktfeld Israel/Palästina im kirchlichen

Bereich thematisiert – geradezu als Thema

enttabuisiert werden müsse.

Die Auseinandersetzung wird in einem

Gespräch im September über das Policy-

Papier der Evangelischen Mittelostkommis-

sion der EKD, u.a. mit VertreterInnen der

jüdischen Gemeinde, fortgeführt.

IöFK – Erklärung zum gerechten Frieden

Auch zum 2. Entwurf der Erklärung zum ge-

rechten Frieden ist ein Kommentar aus Bre-

men erstellt worden, der neben der Verwun-

derung über diesen nicht auf dem 1. Entwurf

aufbauenden neuen Entwurf u.a. folgende

Punkte zur Aufnahme bzw. stärkeren Ge-

wichtung nennt: strukturelle/ökonomische

Gewalt, Rüstungsproduktion und -export,

Internationaler Strafgerichtshof, Faszination

Gewalt, Ausbildung des theologischen Nach-

wuchses in aktiver gewaltfreier Konflikt-

transformation. Dazu wird die Einrichtung

zwischenkirchlicher gegenseitiger Beratungs-

mechanismen empfohlen, um einzelne „best

practice“–Beispiele zu popularisieren und

daraus Standards kirchlichen Handelns zu

formulieren.

Bremen: Bewerbung als Hauptstadt
des fairen Handels

Aufgrund der vielfältigen und langjährigen

Initiativen zum fairen Handel will sich

Bremen im kommenden Jahr um den Titel

„Hauptstadt des fairen Handels“ bewerben.

AAuuss  ooeekkuummeenniisscchheenn NETZEN 
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Ein weiterer Höhepunkt war das diesjährige

Fußballspiel Pfarrer-Imame, bei dem in die-

sem Jahr die Pfarrermannschaft von dem

neuen evangelischen Bischof Dr. Markus

Dröge den Wanderpokal erhielt. Im Septem-

ber wird sich eine aus Pfarrern und Imamen

gemischte Fußballmannschaft auf den Weg

nach Göteborg machen, um dort mit ähn-

lichen Teams aus Schweden und Groß-

britannien nicht nur Ballkontakte zu knüp-

fen. DR. GERDI  NÜTZEL

Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg (OeRBB)

Gierkeplatz 2–4, 10585 Berlin, Tel.: 0 30/3 4210 00

. Rhein-Mosel-Saar

„Fair Teilen statt Sozial Spalten … 
ist das Gebot der Stunde“
Oekumenisches Sozial- und
Wirtschaftsforum Saar

Das Oekumenische Netz Rhein-Mosel-Saar

dringt auf eine Zukunftsdebatte. Es hält ein

neues Sozial- und Wirtschaftwort der Kirchen

für erforderlich. Dazu lädt es ein zu einem

ökumenischen Sozial- und Wirtschaftsforum

Saar am Freitag, den 26.11.2010. Es ist über-

zeugt, dass jetzt ein gesellschaftlicher Neube-

ginn nötig ist, der die Schöpfung bewahrt

und allen Menschen Gerechtigkeit schafft. Es

gibt Alternativen zu einem Leben auf Kosten

der Armen und der Natur – hier und welt-

weit. Eine Welt ohne Armut ist möglich.

Auch die Kirchen sind gefordert, eine breite

gesellschaftliche Diskussion zu entfachen –

ohne Rücksicht auf herrschende Interessen

und Machtstrukturen.

Am Ende dieser Debatten der Basis sollte

ein Sozial- und Wirtschaftswort der Kirchen

stehen – wie jenes, das 1997 zu einer politi-

schen Aufbruchstimmung beitrug. Ein sol-

ches Sozial- und Wirtschaftswort soll aufzei-

gen, wie wir weltweit den Reichtum gerech-

ter verteilen, mit weniger Naturzerstörung

besser leben und möglichst viele Menschen

an politischer und wirtschaftlicher Macht be-

teiligen.

Inhaltliche Schwerpunkte des Abends sind

Zeitansagen zur gesellschaftlichen Situation:

wie ernst ist die Lage? Alternativen im und/

oder zum Kapitalismus als Herausforde-

rungen für Kirchen, Gewerkschaften und

Vollversammlung

Einen anderen Zugang zur Transformation

hin zu einer Welt des gerechten Friedens will

die OeNW-Jahrestagung am 20.11.2010 in

der Pressehütte Mutlangen eröffnen. Je glo-

baler sich unser Alltag gestaltet, desto wacher

müssen wir als BürgerInnen verfolgen, was

um uns herum geschieht. 

Wir wollen untersuchen: Was bedeutet

Zivilcourage? Was bringt Menschen vom

Wissen und Erkennen zum Handeln? Welche

Prozesse sind nötig für unser Verhalten für

oder gegen etwas? Welche neuen Ansätze

ergeben sich daraus für unsere Arbeit vor

Ort, in den Initiativen, Gemeinden und für

uns selbst? Wie können wir Menschen für

unsere Themen Gerechter Frieden, sozialge-

rechte Wirtschaftsstrukturen, Klimazerstö-

rung oder gar für den Wandel weg von der

Gier nach immer mehr Wachstum gewinnen?

Dies werden wir zusammen mit Prof. Kurt

Möller von der Hochschule Esslingen

(Jugendpolitik, Konflikt- und Gewaltfor-

schung, Kultur- und Bildungsarbeit) und

Peter Pavlovic von der Konferenz Euro-

päischer Kirchen in Brüssel (Globalisierung,

Umwelt, Osteuropa) diskutieren. Wir wollen

uns für die ökumenische Basisarbeit ermuti-

gen lassen wider die Müdigkeit, Ungeduld

oder die Ohnmacht angesichts mangelnder

Umsetzungen von gewonnenen Erkennt-

nissen und Beschlüssen für eine friedlichere

Welt.

Landkarte zu Militär und Rüstung in
Württemberg

Aus Anlass der Versöhnungszeremonie zwi-

schen Mennoniten und Lutheranern wäh-

rend der Vollversammlung des Lutherischen

Weltbundes informierte eine Ad-Hoc-

Koalition aus Oekumeneinitiativen und

Friedensgruppen mit Mitgliedern des würt-

tembergischen Netzes über Friedensarbeit

und die gegenwärtige Situation von Rüs-

tungsproduktion und Militärpräsenz in

Württemberg. Dazu wurde eine Landkarte

neu entwickelt. Sie liegt zweisprachig vor, auf

deutsch und englisch. Einige Projekte der

regionalen Friedensarbeit wurden anschlie-

ßend vorgestellt. So haben die württember-

gischen Friedensbeauftragten und Beistände

für Kriegsdienstverweigerer eine „Birkacher

Erklärung: Rüstungsexporte stoppen!“ ver-

abschiedet. Die Kirchliche Arbeitsstelle Süd-

liches Afrika (KASA) informierte über die

Kampagne „Daimler – The Star of Apart-

heid“. Vom Pfarramt für Friedensarbeit,

KDV und ZDL wurde ein Katechismus-

entwurf „Wir glauben an den Gott des

Friedens“ präsentiert (ebenfalls deutsch und

englisch). Außerdem stellte das Oekumeni-

sche Montagsgebet in Schorndorf seinen

Aufruf „Den Krieg nicht mehr lernen“ vor.

SYLVIA DIETER

Oekumenisches Netz Württemberg, c/o Sylvia Dieter

Nahe Weinbergstr. 12, 74348 Lauffen a.N.

Tel.: 07133/210 68, sylviadieter.oenw@online.de.

soziale Bewegungen.Welche Zuspitzungen

müsste ein neues „Sozial- und Wirtschafts-

wort der Kirchen“ für eine Zukunft in Soli-

darität und Gerechtigkeit enthalten? Ziele

der Veranstaltung sind Bündnisstärkung im

Saarland zwischen Kirchen, Gewerkschaften

und sozialen Bewegungen sowie Forderung

an die Kirchenleitungen nach einem neuen

„Sozial- und Wirtschaftswort der Kirchen“

(siehe Unterschriftenkampagne bei www.

oekt-netz.de).

Als Referenten beim Forum sind vorgese-

hen: Ulrich Duchrow, Heidelberg, Professor

für systematische Theologie; Friedhelm

Hengsbach SJ, Ludwigshafen, Professor für

christliche Gesellschaftsethik; Heribert

Böttcher, Koblenz, Oekumenisches Netz

Rhein-Mosel-Saar.

Termin und Ort: Freitag, 26.11.2010,

18.30–22.00 Uhr, Arbeitskammer des Saar-

landes (in Nähe des Hauptbahnhofs) Saar-

brücken, Fritz Dobisch-Str. 6–8, Erdge-

schoß, großer Saal.

DR. SABINE FERENSCHILD

Oekumenisches Netz e.V., Dr. Sabine Ferenschild

Pfarrer-Werner-Mörchen-Straße 1, 56564 Neuwied

Tel.: 0 26 31/35 4140

. Württemberg

Donaufriedenswelle

Bei einem Eröffnungsgottesdienst der sog.

Donaufriedenswelle als Austauschprojekt von

Kirchen entlang der Donau zum Ende der

Dekade zur Überwindung von Gewalt betei-

ligt sich das OeNW am 05.09.2010 an der

anschließenden Ausstellung zu „Gerechter

Frieden auf dem Weg zur internationalen

ökumenischen Friedensversammlung in

Kingston, Jamaika“. 

In dieser Ausstellung wird die Arbeit des

Dekadeprozesses zur Überwindung von

Gewalt innerhalb der Württembergischen

Landeskirche sichtbar. Mit verschiedenen

anderen Einrichtungen ist das OeNW seit

dem Beginn der Dekade im landeskirchlichen

Dekadeausschuss, der diesen Tag mit vorbe-

reitet, mit zwei Delegierten vertreten.

Oekumenekontaktleute 

Bei einer Fortbildungstagung „… dass Ge-

rechtigkeit und Frieden sich küssen“ auf dem

Weg zur Oekumenischen Friedenskonvo-

kation 2011 sind Oekumenekontaktleute

vom 25.–27.10.2010 eingeladen. 

Das Anliegen dieser Studientagung auf

dem elsässischen Liebfrauenberg unter Be-

teiligung des OeNW liegt auf der Rezeption

ökumenischer Dokumente und Prozesse.

Diesmal soll die Thematik des Gerechten

Frieden aus verschiedenen Perspektiven

diskutiert werden.
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. Oekumenisches Netz in
Deutschland

„ ... und wo ihr’s packt, da ist es 
interessant ...“

Eine Vorstellung der Mitgliedsgruppen des

Oekumenischen Netzes in Deutschland

wurde erneut aufgelegt.

Unter dem Titel „ ... und wo ihr’s packt,

da ist es interessant ...“ stellten sich das

OeNiD und die in ihm mitwirkenden

Gruppen, Netze und Organisationen im ver-

gangenen Jahr erstmals ausführlich der

Öffentlichkeit vor. Die 96-seitige Broschüre,

die sich nicht zuletzt als ein ausgezeichnetes

Nachschlagewerk zum breit gefächerten

Engagement der ökumenischen Basis in

Deutschland eignet, wurde auf Grund der

großen Nachfrage unlängst in zweiter

Auflage gedruckt und ist nun wieder erhält-

lich (Preis: 3,– EUR zzgl. Versandkosten).

Enthalten sind:

1. Liste der insgesamt 36 OeNiD-Mitglieder
und OeNiD-Fachgruppen/-Projekte

2. Was uns bewegt, was wir bewegen wollen
3. Die OeNiD-Gruppen im Porträt
4. Die OeNiD-Gruppen als Mosaiksteine im

Verbund
5. Steckbriefe der OeNiD-Gruppen
Bestelladresse: Kairos Europa e.V., Hegenichstr. 22

69124 Heidelberg, Tel.: 0 6221/7160 05

info@kairoseurop.de

Die OeNiD-Jahresversammlung 2010 wird

vor der KAIROS EUROPA-Tagung stattfin-

den, und zwar am Sonntag, 17.10.2010,
12.30 bis 16.00 Uhr, im Oekumenischen

Bildungszentrum sanctclara in Mannheim

Oekumenisches Netz in Deutschland, c/o Michael Held

Arbeitsstelle Praktische Schritte, Simon-Haune-Str. 15

36251 Bad Hersfeld, A-P-S@gmx.de

Tel.: 0 66 21/62 0186

. Kairos Europa

Von der (System-)Kritik zur
Transformation: Welcher Weg führt zu
einem gerechten, zukunftsfähigen
Wirtschaften?

Zu einer Tagung unter dieser Fragestellung

lädt Kairos Europa vom 15.–17.10.2010
nach Mannheim ins Oekumenische Bil-

dungszentrum „sanctclara“ ein. Auf dem

Hintergrund der globalen Finanz- und

Wirtschafts- sowie der Klimakrise taucht in

allen weltweiten ökumenischen Prozessen,

aber auch in den sozialen Bewegungen wie

attac sowie den Kirchen in Deutschland (z.B.

in der Studie „Zukunftsfähiges Deutschland

in einer globalisierten Welt“) verstärkt die

Frage auf: Welches Wirtschaftssystem könnte

dazu beitragen, die sich immer mehr zuspit-

zenden Zerstörungen des sozialen Zusam-

menhalts und der natürlichen Grundlagen, ja

ganzer Staaten zu überwinden? Dabei setzt

sich schrittweise die Erkenntnis durch, dass

das herrschende Wirtschaftssystem Ursache

und nicht Lösung der Probleme ist. Gefragt

wird nach einem grundlegenden Paradig-

menwechsel und einer neuen Zivilisation

oder Kultur des Lebens.

Das gilt sowohl für die „Oekumenische

Dekade zur Überwindung von Gewalt“ wie

für die gegenwärtige Phase des ökumeni-

schen „AGAPE“-Prozesses, die sich einer-

seits auf die Reichtums-Armuts-Problematik

bezieht und andererseits auf Ökologische

Schulden und Ökologische Gerechtigkeit.

Kairos Europa hat sich seit zwei Jahren ins-

besondere mit letzterem Schwerpunkt

beschäftigt. Dabei ist deutlich geworden,

dass insbesondere die „Eigentumsfrage“ neu

gestellt werden muss: Welche Eigentumsver-

hältnisse vermögen unter den heutigen

Bedingungen und in der Zukunft ein

Höchstmaß an Fortschritt der menschlichen

Wohlfahrt und ökologischen Zukunftsfähig-

keit, der Gerechtigkeit und der gesellschaft-

lichen Mitbestimmung hervorzubringen?

Welche Rolle können Gemeingüter in einer

lebensfähigen und lebensfördernden Wirt-

schaft spielen? Das betrifft auch die Frage

des Geldes und der Geldordnung. Darf Geld

in Zukunft weiterhin als Ware zur Kapital-

akkumulation betrachtet werden, oder kön-

nen und müssen Strukturen und Institutio-

nen entwickelt werden, die Geld ausschließ-

lich in den Dienst des realen Wirtschaftens

stellen (wie schon Keynes fragte)? Lässt sich

der ökologisch verheerende Wachstums-

zwang des gegenwärtigen Wirtschaftssystems

überhaupt innerhalb des Kapitalismus über-

winden?

Es stellt sich aber auch die weitere Frage,

wieso Menschen überhaupt mehrheitlich wil-

lentlich oder unwillentlich das herrschende

System tolerieren, statt Widerstand zu leisten

und Alternativen zu unterstützen. Hat die

Gewöhnung an die Geldwirtschaft und ins-

besondere deren kapitalistische Form das

Denken und die Verhaltensweisen umge-

formt und angepasst? Wie lässt sich diese

ideologische und psychische Blockade bre-

chen? Ohne den wachsenden Druck immer

breiterer Bevölkerungsschichten werden die

politischen Akteure und Institutionen nicht

zu grundlegend neuen Ansätzen gebracht

werden können. Darum ist auch die so

genannte subjektive Frage für die Trans-

formation der Strukturen fundamental. Wie

kann eine menschliche Gesellschaft aussehen,

in der Menschen wieder Subjekte und nicht

Objekte der Entwicklung sind und werden?

Wie kann die Erkenntnis der Glücksfor-

schung, dass gelingende Beziehungen glück-

lich machen, nicht aber abstrakte Vermeh-

rung von Geldvermögen über das Leben in

Würde hinaus, breite Mehrheiten erreichen?

In welcher Gesellschaft wollen wir leben?

Wie ist die Klimakatastrophe noch zu brem-

sen?

Beginn am Freitagnachmittag mit einem

„Plädoyer für transformierende Alternativen

im Kapitalismus“ von Sven Giegold, MdEP,

Mitbegründer des „Institut für eine solidari-

sche Moderne“, anschließend ein Plädoyer

für transformierende Alternativen jenseits des

Kapitalismus durch Christine Buchholz,

MdB.

Am Samstag, 16.10., sind Kurzvorträge

vorgesehen von Prof. em. Dr. Elmar Altvater

über „Konkrete Utopien für eine Gesell-

schaft nach dem Kapitalismus“ und von Dr.

Hans-Jochen Luhmann, Wuppertal Institut

für Klima, Umwelt, Energie, zum „Mehr

Wohlstand durch lebensdienliche Markt-

wirtschaft und Gemeingüter“

Anschließend folgt eine Diskussion mit

und zwischen Elmar Altvater und Wolfgang

Sachs. MARTIN GUECK

Kairos Europa, Hegenichstr. 22, 69124 Heidelberg

Tel.: 0 62 21/7160 05, Fax: 7160 06

info@kairoseuropa.de, www.kairoseuropa.de

Der Tagungsbeitrag umfasst 10,– EUR pro TeilnehmerIn

zzgl. 10,– EUR Verpflegung. Unterkunft wird gesondert

berechnet.

. Oekumenische Initiative 
Eine Welt

„Wie wollen wir leben?“ –
Ein Erd-Charta-Bildungsprojekt

Wir müssen die Vision eines nachhaltigen

Lebensstils mit viel Fantasie entwickeln und

anwenden, und zwar auf lokaler, nationaler,

regionaler und internationaler Ebene.“

(Schlusswort der Erd-Charta)

„Wie wollen wir leben?“ Diese Kernfrage

unserer Lebensstilbewegung stellen wir heute

mit unserem gerade gestarteten Erd-Charta-

Jugend-Bildungs-Projekt auf neue Füße. Im

April 2010 konnte mit finanzieller Unter-

stützung des Evangelischen Entwicklungs-

dienstes (eed) eine halbe Stelle eingerichtet

werden, um das Projekt umzusetzen.

Das Projekt zielt darauf, dass sich junge

Menschen eingehend mit Werten nachhalti-

ger Entwicklung und aktuellen entwick-

lungspolitischen Fragen auseinander setzen.
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Diese thematische Beschäftigung wird mit

der Erd-Charta-Ethik für Nachhaltigkeit und

Lebensstilfragen in Bezug gesetzt. Inhalt-

lichen Schwerpunkt bilden dabei Klimawan-

del und globale Gerechtigkeit.

Die besondere Qualität des Projekts: Im

Rahmen des internationalen Erd-Charta

Jugendnetzwerks können sich die engagier-

ten Jugendlichen weltweit vernetzen. Auf-

bauend auf der Erd-Charta-Bildungsarbeit

ist es den jungen Menschen möglich, sich

weltweit mit anderen über Themen und Fra-

gen auseinander zu setzen und ihr Engage-

ment in das weltweit Netzwerk einzubinden.

Die offene, in rund 40 Ländern (v.a. des

globalen „Südens bzw. Ostens“) aktive

Jugendinitiative ermöglicht den Austausch

zwischen jungen Menschen und nachhaltig-

keitsengagierten Jugendgruppen in verschie-

denen Teilen der Welt.

Indem die jungen Menschen hier entwick-

lungspolitische Themen nicht nur für sich

und in der eigenen Gruppe reflektieren, son-

dern ihre Positionen und Haltungen im

Dialog mit jungen Menschen im Süden ent-

wickeln, verwirklichen sie gleichzeitig die

Grundidee der Erd-Charta: eine gleichbe-

rechtigte Partnerschaft zu schaffen. Dialog

und Austausch sind Voraussetzungen, um

mit dem dominanten Auftreten des Nordens

zu brechen. Indem die jungen Menschen

ihre Perspektiven, Werte und Erfahrungen

im Nord-Süd-Kontext austauschen, werden

Positionen und Handlungsoptionen zu den

akuten globalen Herausforderungen gemein-

sam voran gebracht.

Auf dem Oekumenischen Kirchentag ha-

ben wir das Projekt und das in Deutschland

entstehende Erd-Charta Jugendnetzwerk mit

einem neuem Banner und tollen Postkarten

vielen interessierten Jugendlichen vorgestellt. 

Die Marburger Erd-Charta-Gruppe hat

dabei ihr selbst gemachtes und nachhaltig

hergestelltes Erd-Charta T-Shirt präsentiert.

Geplant ist nun, dass ein Internet-Bereich für

Jugendliche auf unserer Homepage entsteht.

Doch nicht allein Leuten zwischen 16 und

28 Jahren will die OeIEW neue Räume zum

Aktiv-Werden für Nachhaltigkeit und Klima-

gerechtigkeit öffnen: jede/r ist willkommen,

als MultiplikatorIn und „Erd-Charta-Bot-

spricht einer ökumenischen Ethik, die für

alle Menschen ein Leben in einem gerechten

Frieden – auch mit der Schöpfung – einfor-

dert.

Die wichtigsten Vorschläge des Memoran-

dums: Der OeRK möge die Jahre 2013–

2020 unter das Motto stellen: „Betet und

arbeitet für gerechten Frieden und Klima-

gerechtigkeit“ Und: Die Einrichtung eines

ökumenischen Sonderfonds für Klimaopfer.

Er soll zum Kampf gegen die Verursacher

aufrufen, wie einst das Programm zur Be-

kämpfung des Rassismus gegen die Apart-

heid. In einer Kooperations-Tagung zum

Thema Klima, Gerechtigkeit, Frieden mit der

Ev. Akademie Loccum vom 17.–19.09.2010
sollen die Themen des Klima-Memorandums

im Blick auf die IöFK diskutiert und vertieft

werden.

Für 10.–12.12.2010 laden die EKD und

das PLÄDOYER alle IöFK-Teilnehmenden

und -Interessierten zu einer Tagung in die

Ev. Akademie Arnoldshain ein. Neben Infor-

mationen zum Inhalt und Ablauf der IöFK

soll der Blick auf die Zukunft der aktiven

Friedensgruppen und der kirchlichen Frie-

densaktivitäten nach dem Abschluss der De-

kade gerichtet werden. Kann das Potenzial

der ökumenischen Basisgruppen sinnvoll

genutzt werden? Welche Vernetzungen sind

sinnvoll und machbar? Junge Oekumeniker-

Innen von MEET sind an der Vorbereitung

der Tagung beteiligt.

Die 10. Oekumenische Sommeruni

(OeSU), die vom 07.–13.08.2011 (!) in

Neudietendorf stattfinden wird, beschäftigt

sich mit den Folgen, die sich aus der IöFK

für die Kirchen und für Friedens- und Ent-

wicklungsdienste ergeben werden.

WERNER GEBERT

Werner Gebert, Pfr. i.R., PLÄDOYER-Geschäftsführer

Banweg 14, 72131 Ofterdingen, Tel.: 07473/95 98 98

euw.gebert@t-online.de

. Kirchliche Arbeitsstelle
Südliches Afrika 

Verantwortung für Apartheidsgewinne
von internationalen Firmen 

Die Entschädigungsklage südafrikanischer

Apartheidopfer gegen Daimler und Rhein-

metall – Unternehmensverantwortung auf

dem Prüfstand.

1994 fanden in Südafrika die ersten freien

und demokratischen Wahlen statt. Erster

schwarzer Präsident wurde Nelson Mandela,

der zum Symbol des Kampfes gegen die

Politik der Apartheid geworden war. Die ras-

sistische Unterdrückung während der

Apartheid kostete Tausende Menschenleben.

Die Aufarbeitung dieser bitteren Vergan-

genheit durch eine Kommission für Wahrheit

und Versöhnung fand international große

Anerkennung. Dort hatten auch internatio-

schafterIn“ aktiv zu werden. Soeben haben

wir unsere erste Ausbildung für „Erd-

Charta-BotschafterInnen“ abgeschlossen.

Die starke Begeisterung der 17 Teilnehmen-

den motiviert uns, weitere MultiplikatorIn-

nen-Seminare anzubieten. Seminare in

Marburg, Hamburg, bei Paderborn und am

Bodensee sind in Vorbereitung.

Das nächste Erd-Charta-Seminar wird vom

8.–10. Oktober 2010 in Scharmede bei

Paderborn stattfinden. Hier können sich die

Teilnehmenden mit der Erd-Charta und

Lebensstilfragen beschäftigen und sich dabei

vom landwirtschaftlichen Leben auf einem

Hof inspirieren lassen, der Erd-Charta-

Grundsätze verwirklicht. Die Auseinander-

setzung mit Welternährung kann durch

gemeinsame Obsternte und -verarbeitung

bereichert werden. Übernachtet wird vorwie-

gend einfach: in Zelten oder auf dem

Heuboden. KERSTIN VEIGT 

Oekumenische Initiative Eine Welt, Mittelstr. 4

34474 Diemelstadt-Wethen, Tel.: 0 56 94/1417

kerstin.veigt@oeiew.de

. Plädoyer für eine 
ökumenische Zukunft

Friedenskonvokation und
Klimagerechtigkeit im Fokus

Bei den geplanten Veranstaltungen des

PLÄDOYER für eine ökumenische Zukunft

zur Internationalen ökumenischen Friedens-

konvokation (IöFK) im Mai 2011 in Jamaika

gibt es einige Terminänderungen.

Ein erster Entwurf unseres Memorandums

zur Klimagerechtigkeit liegt bereits vor. Be-

kanntlich muss, um die biologische Selbst-

zerstörung zu begrenzen, bis 2050 der CO2-

Ausstoß gegen Null heruntergefahren wer-

den.

Das Plädoyer-Papier geht auf die massiven

Interessen ein, die diese Umsteuerung behin-

dern, darunter auch die der Finanzwirt-

schaft. In der Verknüpfung von Schöpfungs-

bewahrung und Schuldentilgung in der bibli-

schen Sabbat- und Erlassjahrtradition wird

eine theologische Grundlage für heutiges

politisches Handeln gesehen. Voraussetzung

für ein gemeinsames Handeln ist ein auf

Umkehr zielendes Schuldbekenntnis, das

eine ausbeuterische Wirtschaftsweise und

unsere Konsummentalität als Fehlverhalten

anklagt und überwindet.

Propagiert wird der Vorschlag der Schwei-

zer Kirchen zur Energieeinsparung: statt

6500-Watt pro Jahr sollen nur noch 2000

Watt pro Kopf verbraucht werden. Dies ent-P
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nale Konzerne die Möglichkeit, ihre Rolle

während der Apartheidzeit zu thematisieren

und entsprechende Konsequenzen zu zie-

hen. Sie ließen diese Chance weitestgehend

ungenutzt. Die Folgen der Apartheid wer-

den noch auf lange Zeit spürbar und sichtbar

bleiben. 

2002 reichten Apartheidopfer Südafrikas

in den USA Entschädigungsklagen gegen

fünf internationale Konzerne ein. Daimler,

Ford, IBM, General Motors und Rhein-

metall wird vorgeworfen, wissentlich jahr-

zehntelang das rassistische Apartheidsystem

in Südafrika unterstützt zu haben, das 1976

von der Vollversammlung der Vereinten

Nationen als „Verbrechen gegen die Mensch-

heit“ verurteilt wurde. 2009 wurde von

einem New Yorker Gericht die Klage ange-

nommen. 

Kläger ist u.a. die Khulumani Support

Group, eine Selbsthilfeorganisation, die ca.

54.000 Apartheidopfer vertritt. Vertreten

werden die Opfer durch die US-amerikani-

sche Anwaltskanzlei Hausfeld LLP sowie die

südafrikanische Kanzlei Abrahams Kiewitz.

Seit Jacob Zuma die Regierungsgeschäfte

von Thabo Mbeki übernommen hat, ist auch

die offizielle Haltung Südafrikas gegenüber

der Entschädigungsklage in den USA eine

andere. Jetzt hat die südafrikanische Regie-

rung noch einmal beteuert, hinter der Klage

zu stehen. 

Eine Zusammenarbeit zwischen Regie-

rung und Khulumani könnte den Druck auf

die Firmen erhöhen. Innerhalb Südafrikas

wird die Klage unterstützt: der südafrikani-

sche Kirchenrat, Gewerkschaften (COSATU,

NUM) sowie viele Mitglieder der Wahrheits-

und Versöhnungskommission sprachen sich

in Unterstützerbriefen für die Zulassung der

Klage aus. 

Die Einhaltung und Durchsetzung inter-

nationaler Menschenrechte sind ein wichtiges

politisches Ziel: sie können Antrieb und

Maßstab für menschengerechte Lebensver-

hältnisse sein. S IMONE KNAPP

KASA – Kirchliche Arbeitsstelle Südliches Afrika

Obere Seegasse 18, 69124 Heidelberg

Tel.: 0 6221/433 36-12, Fax: 4 33 36-29

kasa@woek.de, www.kasa.woek.de 

. Oekumenisches Forum
Christlicher Frauen in Europa

Der Anteil von Frauen an der 
Versöhnung Europas

Seit über 25 Jahren besteht das Oekume-

nische Forum Christlicher Frauen in Europa,

ein Netzwerk von Christinnen unterschied-

licher Traditionen, das sich über 29 Länder

Europas spannt. Die Frauen begegnen sich,

nehmen ihre Unterschiede wahr, verarbeiten

miteinander gesellschaftliche, kirchliche und

historische relevante Themen, lernen vonein-

ander, tragen Konflikte aus und arbeiten auf

diese Weise am Zusammenwachsen Europas

mit.

Das Jubiläum war Anlass für die deutsche

Sektion, die innovativen Leistungen des ge-

meinsamen Engagements von Frauen ver-

schiedener Konfessionen für Europa zu do-

kumentieren. Forumsfrauen von der ersten

Stunde bis heute berichten als Zeitzeuginnen

über die Themen, die sie bewegt haben und

bewegen, ihren Einsatz dafür und das Echo,

das ihnen zuteil wurde. So ist ein vielschich-

tiges Bild gelebter Oekumene entstanden.

Sorgfältig recherchiert und übersichtlich

gegliedert, wird damit auf 320 Seiten der ge-

wichtige Anteil von Frauen an der Versöh-

nung der Menschen und Völker Europas

und ihr Beitrag für eine gemeinsame Zu-

kunft deutlich.

Im Anhang führt eine Zeitleiste chronolo-

gisch durch die Geschichte des OeFCFE:

Vom Aufbruch nach dem Zweiten Vatikani-

schen Konzil, der Gründung des Forums

1982 in schweizerischen Gwatt bis zu eige-

nen EU-Projekten: Der Egeria-Pilgerweg,

jährliche Begegnungen/Konferenzen mit

„Nachbarinnen-rund-um-die-Ostsee“ oder

die Ökologische Sommerschule setzen

Impulse für die Zukunft.

In der Galerie der 30 Autorinnen wird die-

ses rein ehrenamtliche Engagement zum

ersten Mal sichtbar.

Oekumene weiblich. Frauen überschreiten Grenzen

Frank u. Timme Verlag 2010, Hg.: Deutsche Sektion

des Oekumenischen Forums Christlicher Frauen in

Europa. Das Forum bietet die Publikation zu einem

Vorzugspreis von 13,50 EUR zzgl. Versandkosten an.

Bestellungen an: Hannelore Roy, Schwarzburger Str. 7

12687 Berlin, hannelore.roy@gmx.net

. Versöhnungsbund/deutscher
Zweig 
AK „Friedensaufgabe und
Soldatenseelsorge“

Die Ächtung des Krieges durchsetzen

Die Vollversammlung des Oekumenischen

Rates der Kirchen erklärte 1948: „Krieg soll

nach Gottes Willen nicht sein.“ Trotz dieser

Einigkeit blieb die Versammlung uneins über

die Folge dieses Bekenntnisses und stellte

nebeneinander die Position der Pazifisten,

vertreten durch die Friedenskirchen, die

Position der „ultima ratio“ und die Position

der „Staatsräson“. Nach über 60 Jahren sei

nun die Zeit der Unschlüssigkeit in der Frie-

densfrage vorbei, schreibt der AK „Friedens-

aufgabe und Soldatenseelsorge“ des Versöh-

nungsbund. Er unterbreitet dazu einen eige-

nen Vorschlag für eine Beschlussfassung der

Internationalen ökumenischen Friedenskon-

vokation in Kingston 2011. 

Er schlägt als Formulierungen dazu unter

anderem vor:

1. Wir bekennen unsere Schuld, die Liebe
zum Feind nicht als Weg der Liebe zu Gott
bekannt zu haben. Wir sind dankbar für alle
Zeuginnen und Zeugen, die sich auch unter
Einsatz des eigenen Lebens für die Wahrheit
der Feindesliebe eingesetzt haben und der
Widerwärtigkeit der Kriegspropaganda wi-
derstanden, Menschen zu ihren Feinden
machen zu lassen. Ihr Erbe verpflichtet uns
zur weltweiten Zusammenarbeit mit allen
Menschen guten Willens, tötende Gewalt in
jeglicher Gestalt und den Krieg zu ächten. Die
völkerrechtlich gültige Ächtung des Krieges ist
durch rechtliche Instrumente ...  durchzuset-
zen. Gemeinden werden ermutigt, Betriebe
zur Herstellung von Waffen in ihrer Nähe zu
benennen und Eigentümer und Arbeiter dazu
aufzurufen, mit ihrer Produktion und Arbeit
dem Leben und nicht dem Tod zu dienen.
2. Jeder Mensch hat das Recht und die
Pflicht, Vorbereitungen und Ausführungen
von Gewalt (Violence) zu verweigern.
3. Wir anerkennen die Pflicht, bedrohte
Menschen zu schützen. Diese Pflicht beinhaltet
nicht die Verpflichtung, andere Menschen zu
töten. Der Pflicht zum Schutz bedrohter Men-
schen dienen Methoden des gewaltfreien Wi-
derstandes, Aktionen des zivilen Ungehor-
sams, Methoden der zivilen Verteidigung, ein
Frühwarnsystem, Prävention und eine inter-
nationale Polizei nach internationalem
Polizeirecht unter der Kontrolle nationaler
und internationaler Gerichte, ausgestattet
und ausgebildet allein nach polizeilichen
Grundsätzen der Gewaltentrennung. Wir
wissen, dass es trotz all dieser Mittel immer
wieder der Fall sein mag, nicht zur rechten
Zeit die richtige rettende Handlung zu fin-
den. Dies ist dennoch keine Begründung da-
für, Mittel und Methoden tötender Gewalt
vorzuhalten und einzusetzen, die zum Be-
standteil des Konfliktes werden, statt zur
Lösung beizutragen.

Gewaltfreie Kommunikation wird in den
Bildungskanon aufgenommen. Die Fülle der
Möglichkeiten gewaltfreien Handelns zum
Schutz von Menschenrechten, im Einsatz für
Gerechtigkeit und Frieden und Bewahrung
der Schöpfung ist zu sammeln, zu sichten und
allgemein zugänglich zu machen. In jeder
Gemeinde gibt es Beauftragte, diese Hand-
lungsmöglichkeiten regelmäßig einzuüben.
4. Gott hat uns in Jesus Christus sich selbst
mit seiner ganzen Fülle geschenkt. Diese Fülle
ermöglicht es uns, Frieden, Gerechtigkeit und
Bewahrung der Schöpfung zu leben. Es bedarf
darum einer ökumenischen Theologie des
Friedens, die diese Fülle, die Gott uns in sei-
nem Wort geschenkt hat, verständlich und all-
gemein zugänglich macht ... Vor allem in der
Arbeit mit jungen Menschen werden Theorie
und Praxis der Friedenstheologie Bestandteil
der kirchlichen Bildung.
Der hier in Auszügen wiedergegebene Text basiert auf

der Arbeit des AK „Friedensaufgabe und Soldatenseel-

sorge“ des Internationalen Versöhnungsbundes/

deutscher Zweig.

Kontakt: Pfr. Dr. Matthias Engelke, Steegerstr. 34

41334 Nettetal-Lobberich
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Förder
mit
glied
schaft

bei der Stiftung Oekumene

Fördermitglieder können Einzelper-
sonen, Gruppen, Gemeinden oder
Pfarrämter werden. Jedes Fördermit-
glied erhält regelmäßig den 

OEKUMENISCHEN 
INFORMATIONSDIENST

sowie dessen Sonderdokumentationen.
Weitere Materialien werden umsonst
oder mit Rabatt angeboten. Über den
Förderbeitrag (abzüglich der Gebühr 
für den Informationsdienst) wird eine
abzugsfähige Spendenquittung ausge-
stellt. Der monatliche Mindestbeitrag
liegt bei 5,– Euro.

Stiftung Oekumene
Konto 100 008
BLZ 500 502 01
bei der Frankfurter Sparkasse

Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume-

nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o H. H. Willberg

Mühlbachweg 13, D-90559 Burgthann

Tel.: 0 9183/ 95 00 39

Berlin
Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg
Oekumenisch-Missionarisches Institut

Gierkeplatz 2–4, D-10585 Berlin

Tel.: 0 30 / 3 4210 00

Fax: 0 30 / 3 421011

INKOTA
Greifswalder Str. 33 a, D-10405 Berlin

Tel.: 0 30 / 4 28 9111

Fax: 0 30 / 4 28 9112

Bremen
Oekumenische Initiative Bremen
in forum Kirche

Holler Allee 75, D-28209 Bremen

Tel.: 04 21 / 3 4615-36

Fax: 04 21 / 3 4615-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona

Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg

Tel.: 0175/9 09 32 89

Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld

Tel.: 0 66 21/62 0186

Fax: 0 66 21/6 56 45

Niedersachsen
Oekumenisches Netz in Niedersachsen
Dr. Günther Overlach

Am Lindenhofe, D-30519 Hannover

Tel.: 0511/8 48 71-08, Fax: -09

g.g.j.overlach@t-online.de

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg

Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Referat Konziliarer Prozess

Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer

Tel.: 0 62 32/6715-0

Fax: 0 62 32/6715-67

info@frieden-umwelt-pfalz.de

Rhein-Mosel-Eifel-Hunsrück-Westerwald 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Pfarrer-Werner-Mörchen-Str. 1

D-56564 Neuwied

Tel.: 0 26 31 / 35 4140

Fax: 0 26 31 / 35 4141

Rheinland
Oekumenisches Netz Mittelrhein e.V.
Erhard Dischler

Immermannstr. 7, D-41516 Grevenbroich

Tel.: 0 2182 / 25 90

Fax: 0 2182 / 2745

OekumNetzMittelrhein@t-online.de 

Solidarische Kirche im Rheinland
Kirchliche Bruderschaft
c/o Erika Franze-Haugg, Mozartstr. 9

D-45578 Mühlheim a.d. Ruhr 

Tel.: 02 08 / 59 30 23

Sachsen-Anhalt
Arbeitsstelle Eine Welt
Pfr. J.-H. Witzel, Leibnizstr. 4

D-39104 Magdeburg

Tel.: 03 91 / 53 46-4 93

Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7

D-01067 Dresden

Tel.: 03 51/4 92 33 68

Fax.: 03 51/4 92 33 60

oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Horst Hoffmann, Olpe 35 

D-44135 Dortmund

Tel.: 02 31 / 54 09-73

Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Ostberger Str. 26

D-58239 Schwerte, Tel.: 0 23 04 / 158 50

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

D-74348 Lauffen am Neckar

Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld 

Tel.: 0 66 21/62 0186, Fax: -6 56 45

A-P-S@gmx.de
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